
 
 

Nie wieder Krieg! 
Nie wieder Faschismus! 
Das war und ist die entscheidende Lehre aus 
Faschismus und Krieg. Mit dem Überfall der 
faschistischen Armee auf Polen am 1. 
September 1939 begann der zweite Weltkrieg. 
Dem voraus ging der 30. Januar 1933. An 
diesem Tag vor 80 Jahren wurde Hitler und 
seiner Mörderbande durch das Groß-, Finanz- 
und Rüstungskapital die Macht übertragen. 
Danach ging es Schlag auf Schlag. Die KPD 
wurde verboten. Das Ermächtigungsgesetz 
durchgepeitscht. Es wurde zur Grundlage für 
die brutale Verfolgung des Widerstandes 
gegen Faschismus, Kriegsvorbereitung und 
Krieg. Am 2. Mai wurden die Gewerkschaften 
verboten, zerschlagen, enteignet und ihre 
Häuser gestürmt. Am 10. Mai brannten die 
Bücher, dann die Synagogen, dann die 
Krematorien und dann Europa. Am Ende 
standen Mord, Tod, Terror und der 
verbrecherichste Krieg aller Zeiten mit 60 
Millionen Toten. 
 

Wer über Faschismus redet, darf 
zum Kapitalismus nicht schweigen.  
Faschismus und 
Krieg haben die 
gleichen Ursachen. 
Sie liegen im 
kapitalistischen 
Macht- und Profit-
streben. Nazis wer-
den gebraucht damit 
sich Empörung und 
Proteste gegen die 
Auswüchse des 
Kapitalismus, wie wir 
sie auch gegenwärtig 
erleben, nach rechts 
orientieren. Um die 
Macht– und Eigentumsverhältnisse und das 
daraus resultierende Profitstreben auch gegen 
den breiten Widerstand der Arbeiterklasse und 
dem überwiegenden Teil der Bevölkerung 
durchzusetzen, hält sich das Kapital und seine 
politischen Handlanger diese am meisten 
reaktionärste Variante ihrer Machterhaltung 
offen. Dazu, 
 

Willi Bleicher, Buchenwaldhäftling und 
langjähriger Bezirksleiter der IG Metall: „Der 
Faschismus ist nichts anderes als … eine 
Regierungsreform, zu der man greift, nach 

dem eine andere Regierungsreform, nämlich 
die Demokratie, nicht mehr den Profit sicher 
stellen kann und mit den bisherigen 
Herrschaftsmethoden der Demokratie nicht 
mehr zu regieren ist. Dann greift man zum 
Faschismus als ein Herrschaftsinstrument des 
Kapitalismus.“ 

 
Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus. 
Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 
steht in der antifaschistischen Tradition des 
Widerstandes von 1933 bis 1945. Die Lehren 
aus dieser Zeit bleiben für uns Maßstab für 
antifaschistische Politik heute. Es gab keinen 
Zeitabschnitt von 1945 bis heute, indem nicht 
antifaschistische Tätigkeit gefordert war. 
Zunächst gegen alte Naziverbrecher die in Amt 
und „Würden“ kamen. In der Politik, im 
Justizapparat und in den Überwachungs-
organen. („Verfassungsschutz“ MAD, BND). 
Namen wie Kiesinger, Filbinger, Gehlen, 
Globke, Oberländer, Barbie und viele andere 
sprechen davon Bände.  
 
 

Deutsche 
Waffen, 
deutsches Geld 
morden mit in 
aller Welt. 
Die Bundeswehr ist 
in 12 Ländern an 
Kriegseinsätzen be-
teiligt. Deutschland 
ist der drittgrößte 
Waffenexporteur der 
Welt. Rüstungskon-
zerne und Bundes-

regierung liefern an Diktaturen, reaktionäre 
Scheichtümer und in Krisengebiete Waffen.  

 
Die DKP fordert: 

 Stopp aller Rüstungsexporte und dem 
Rüstungswahnsinn. 

 Bundeswehr raus aus Afghanistan und 
allen anderen Ländern. Jetzt!  

 Hände weg von Syrien 

 Bundeswehr raus aus den Schulen 
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Blutspur der Neonazis durchs Land! 
Die Terrorzelle „Nationalsozialistischer 
Untergrund“ (NSU) konnte Jahre lang 
unbehelligt, raubend und mordend durch 
Deutschland ziehen. Alle Welt fragt sich: wie 
war das möglich? Die Antwort: Dies konnte nur 
geschehen auf Grund offizieller Duldung und 
Unterstützung durch einen kaum für möglich 
gehaltenen Sumpf von Geheimdiensten, V-
Leuten, Behörden und militanten Neonazis. 
Was da immer mehr an die Öffentlichkeit 
kommt sind keine Fehler, Pannen oder 
Dilettantismus. Es werden Akten geschreddert, 
verharmlost, vertuscht. Zufall? Nein! 
 

Dahinter steckt System!  
Neofaschisten werden hofiert, gedeckt und 
geschmiert. Antifaschistischer Widerstand 
bespitzelt, bekämpft, verfolgt und kriminalisiert. 
Die Geheimdienste und Teile der Politik haben 
überhaupt kein Interesse an der Aufklärung 
dieser Mordserie und anderen rassistischen 
Gewalttaten, da sie durch ihre V-Leute darin 
verwickelt sind. Insbesondere das Bundesamt 
für „Verfassungsschutz“ und die „Verfassungs-
schutzbehörden“ der Länder hatten immer 
wieder enge Kontakte zu Neofaschisten. Es 
zeigt sich immer mehr: Nur die Nazis haben 
Nutzen von dieser Art „Verfassungs-
schutz.“ Deshalb gehört er abgeschafft.  
 

Neofaschistische Gewalttaten sind 
„nur“ die Spitze des Eisbergs!  
Der breite Sockel ist eine rassistische, 
ausländerfeindliche, gegen Minderheiten 
gerichtete Ideologie und Politik. Menschen 
anderer Hautfarbe, Arbeitslose, Hartz IV 
Empfänger u.a. werden zu Sündenböcken der 
kapitalistischen Profitwirtschaft gemacht. 
Neofaschismus und Rassismus sind keine 
Randerscheinung, sondern ein Problem in der 
Mitte der Gesellschaft. Zu diesem Ergebnis 
kommt die Friedrich Ebert Stiftung bundesweit, 
ebenso wie Prof. Heldt von der Universität 
Tübingen in einer Studie für den Rems-Murr 
Kreis. Er kommt zu der Schlussfolgerung: 
„Rechtsextremismus braucht eine Basis. Diese 
sei im Rems-Murr-Kreis vorhanden. 
Akzeptanz, Verharmlosung, Wegschauen und 
stillschweigendes Hinnehmen sei das 
eigentliche Problem.“ Notwendig sei, sich dem 
staatlichen und alltäglichen Rassismus 
entgegen zu stellen. 

 

Staat fördert Nazipropaganda 
42 % betrug der offizielle Anteil der Steuer-
gelder an den Gesamteinnahmen der NPD im 
Jahr 2011 bei steigender Tendenz gegenüber 
den Vorjahren. Das heißt die NPD wird fast zur 
Hälfte aus unseren Steuergeldern finanziert 
und damit am Leben gehalten. Spitzengehälter 
für V-Leute nicht eingerechnet. Ebenso nicht 

die Kosten für die Großeinsätze der Polizei zur 
Durchsetzung neofaschistischer Aufmärsche.  
 

Für ein Verbot der NPD jetzt! 
Die NPD ist als neofaschistische Partei 
aufzulösen und zu verbieten. Artikel 139 des 
Grundgesetzes verlangt dies nachdrücklich. 
Die Verwirklichung des GG müsste eigentlich 
oberstes Gebot der Regierung sein. Doch das 
Gegenteil ist der Fall. Sie will kein Verbot. 
Deshalb stellt sie auch keinen Verbotsantrag. 
Damit zeigt Sie ihr wahres Gesicht. Die 
Wahlzulassung der NPD zur Bundestagswahl 
ist eine weitere Duldung, Förderung, und 

Unterstützung der NPD. Diese sieht sich 

dadurch ermuntert bundesweit unter dem 
Schutz der Polizei ihre Hasstiraden zu 
verbreiten und fortzusetzen. Doch es gibt kein 
Recht auf Nazipropaganda, auch nicht im 
Bundestagswahlkampf. Stoppen wir also 
gemeinsam den Naziterror. Es bleibt dabei: 

 
Faschismus ist keine Meinung 
sondern ein Verbrechen!  

Natürlich löst ein Verbot nicht alle Probleme. 
Es beseitigt auch nicht die Ursache 
neofaschistischen Gedankenguts. Ein NPD-
Verbot wird dann wirksam, wenn es verbunden 
wird mit einer breiten Aufklärung über die 
Ursachen von Krieg und Faschismus, dem 
Kapitalismus und entschiedenem Kampf gegen 
Neofaschismus, Rassismus und Kriegs-
treiberei. Die Herrschenden und Regierenden 
in unserm Lande aber machen beides nicht. 
Sie müssten damit ihr eigenes System, den 
Kapitalismus und ihre Verantwortung in Frage 
stellen. Dieses System hat keine Lösung für 
die Zukunftsfragen der Menschheit. 

 

Nazis stoppen Auf nach Göppingen!  
Stellen wir uns überall den Naziumtrieben 
entgegen. Machen wir den 12. Oktober in 
Göppingen, an diesem Tag planen Neonazis 
dort mehrere Aufmärsche, zu einem 
Höhepunkt unseres antifaschistischen 
Widerstandskampfes.
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